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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 21.
MÃ¤rz 2017 aufgehoben und die Klage abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Rechtsstreits sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom
1. November 2012 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 21. Dezember
2012, mit dem die Beklagte die Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses ab dem 1.
April 2012 zurÃ¼ckgenommen und erbrachte Leistungen in HÃ¶he von 7.108,50
EUR zurÃ¼ckgefordert hat.

Der 1972 geborene KlÃ¤ger ist staatlich anerkannter Erzieher. Er bezog
Arbeitslosengeld I (Alg) ab 1. Januar 2012 (Neubewilligung, 240 Kalendertage). Am
1. April 2012 bestand noch ein Restanspruch von 150 Tagen. Im Vordruck, der am
13. Januar 2012 bei der Beklagten einging, teilte der KlÃ¤ger unter anderem mit,
dass seine grÃ¶Ã�ten Herausforderungen bei der ExistenzgrÃ¼ndung das Erreichen
einer Betriebserlaubnis, die Finanzierung und die Bekanntmachung der Einrichtung
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bei den Ã¶ffentlichen TrÃ¤gern seien. Am 23. Januar 2012 teilte der KlÃ¤ger in
einem persÃ¶nlichen GesprÃ¤ch der Beklagten mit, seine Planung zur
SelbststÃ¤ndigkeit wÃ¼rde auf Hochtouren laufen. Er habe aktuell viele
BankgesprÃ¤che, damit ein Kredit aufgenommen werden kÃ¶nne, das Konzept sei
soweit fertig, die Immobilie wÃ¼rde gemietet werden. Je nach Entscheidung der
Bank kÃ¶nne gegebenenfalls schon im MÃ¤rz mit einer SelbststÃ¤ndigkeit
begonnen werden. An diesem Tag stellte der KlÃ¤ger den Antrag auf GewÃ¤hrung
eines GrÃ¼ndungszuschusses zur Aufnahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nach
Â§ 93 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III). Im Antragsformular gab er an, dass er
ab dem 1. April 2012 eine selbststÃ¤ndige, hauptberufliche TÃ¤tigkeit als
Einrichtungsleiter/Erzieher in B aufnehmen werde und fÃ¼r seine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit kÃ¼nftig 40 Wochenstunden aufwenden werde. Im Antragsvordruck
versicherte der KlÃ¤ger mit seiner Unterschrift die Richtigkeit seiner Angaben; er
werde der Agentur fÃ¼r Arbeit unverzÃ¼glich alle Ã�nderungen mitteilen, die
Auswirkungen auf die Leistung haben kÃ¶nnten. Die Steuerberatungsgesellschaft W
& R in H befÃ¼rwortete in ihrer Stellungnahme die UnternehmensgrÃ¼ndung des
KlÃ¤gers. Die aufgestellten Planungsberechnungen zeigten, dass das Vorhaben
rentabel und auch finanzierbar sei. FÃ¼r die Planungsberechnung sei mit einer
Belegung zum 1. Juli 2012 ausgegangen worden. Im Februar 2012 begann der
KlÃ¤ger nach seinen Bekundungen mit der umfangreichen Renovierung des Hauses
in B , in dem er die Einrichtung betreiben wollte. Im Februar 2012 habe er
begonnen, die TÃ¼ren abzuschleifen und im MÃ¤rz 2012 die KÃ¼che
herauszureiÃ�en. Er habe das dazu benÃ¶tigte Material gekauft, unter anderem die
Fliesen. WÃ¤hrend dieser Renovierungsphase habe er einen Nabelbruch erlitten,
weswegen er zeitweise keine Arbeiten habe durchfÃ¼hren kÃ¶nnen. Am 6. Mai
2012 schloss der KlÃ¤ger einen Mietvertrag bezÃ¼glich des Hauses fÃ¼r die Zeit
ab Juni 2012 ab. Nach seinen Angaben sei der Vermieter damit einverstanden
gewesen, dass die Renovierungsarbeiten schon vorher beginnen kÃ¶nnten und
Miete erst ab der Belegung zu zahlen sei. Am 5. April 2012 teilte der KlÃ¤ger der
Beklagten mÃ¼ndlich mit, dass die SelbststÃ¤ndigkeit zeitnah aufgenommen
werden wÃ¼rde. Mit Schreiben vom 18. April 2012 teilte er die Aufnahme einer
SelbststÃ¤ndigkeit im Bereich einer Kinder-und Jugendhilfe seit dem 1. April 2012
mit; da von Amts wegen nicht vonnÃ¶ten sei, ein Gewerbe anzumelden, wÃ¼rde er
dies in dieser Form bestÃ¤tigen. AuÃ�erdem Ã¼bersandte er die Steuernummer
vom Finanzamt M. Am 8. Mai 2012 erfolgte die Nachschau der
BrandschutzprÃ¼fung fÃ¼r das GebÃ¤ude der Einrichtung nach
MÃ¤ngelbeseitigung.

Mit Bescheid vom 9. Mai 2012 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die
Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit ab 1. April 2012 einen
GrÃ¼ndungszuschuss fÃ¼r die Zeit vom 1. April 2012 bis zum 30. September 2012
in HÃ¶he von monatlich 1.421,70 EUR (einschlieÃ�lich einer Pauschale von 300,00
EUR zur sozialen Sicherung). Die dem Bescheid beigefÃ¼gte Anlage enthielt u.a.
den Hinweis, dass der GrÃ¼ndungszuschuss mit der MaÃ�gabe gewÃ¤hrt werde,
dass eine hauptberufliche, selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufgenommen und ausgeÃ¼bt
werde. Mit Schreiben vom 20. August 2012 beantragte der KlÃ¤ger die
WeitergewÃ¤hrung des GrÃ¼ndungszuschusses. Er gab unter anderem an, in den
vorangegangenen Monaten sei es hauptsÃ¤chlich um die Beantragung einer
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Betriebserlaubnis der Kinder und Jugendhilfeeinrichtung gegangen, dazu seien
verschiedene AmtsvorgÃ¤nge zu verrichten gewesen. AuÃ�erdem hÃ¤tte er das
Haus komplett renoviert. Die Zusage zum Betrieb der Einrichtung erteilte das
zustÃ¤ndige Ministerium mit Schreiben vom 29. August 2012 nach PrÃ¼fung und
Abnahme des Hauses â�� ab dem 15. Dezember 2012 wurde der erste Jugendliche
unter Zuweisung des Bezirksamtes P in der Einrichtung untergebracht.

Mit Schreiben vom 17. September 2012 hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger
bezÃ¼glich einer fehlerhaften Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses ab April
2012 in HÃ¶he von 7.108,50 EUR an. Mit RÃ¼cknahme- und Erstattungsbescheid
vom 1. November 2012 nahm die Beklagte die Bewilligung des
GrÃ¼ndungszuschusses ab 1. April 2012 zurÃ¼ck und forderte die Erstattung der
gewÃ¤hrten Leistungen in HÃ¶he von 7.108,50 EUR. Hiergegen legte der KlÃ¤ger
mit Schreiben vom 2. November 2012 Widerspruch ein, den er nicht begrÃ¼ndete.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21. Dezember 2012 wies die Beklagte den
Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck und gab zur BegrÃ¼ndung an, dass der KlÃ¤ger
unzutreffende Angaben gemacht habe. Im Antrag zum GrÃ¼ndungszuschuss am
23. Januar 2012 habe er angegeben, er werde ab dem 1. April 2012 eine TÃ¤tigkeit
als Einrichtungsleiter aufnehmen. Mit Schreiben vom 18. April 2012 â�� bezeichnet
als "BestÃ¤tigung zur Aufnahme einer SelbststÃ¤ndigkeit" â�� habe er sodann
mitgeteilt, dass er die SelbststÃ¤ndigkeit im Bereich einer Kinder- und
Jugendhilfeeinrichtung seit dem 1. April 2012 ausÃ¼be. Diese Angaben wÃ¤ren
unzutreffend. Die GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit habe sich bislang auf die Beantragung einer
Betriebserlaubnis und Renovierungsarbeiten beschrÃ¤nkt. Die ErÃ¶ffnung der
Jugendhilfeeinrichtung und die damit verbundene Aufnahme der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit als Einrichtungsleiter seien nicht erfolgt. Die Voraussetzungen des Â§ 93
Abs. 1 SGB III hÃ¤tten damit von Anfang an nicht vorgelegen. Die Beklagte stÃ¼tzte
sich auf Â§ 45 Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch (SGB X). Die Erstattungspflicht
ergebe sich aus Â§ 50 Abs. 1 SGB X.

Der KlÃ¤ger hat am 15. Januar 2013 Klage vor dem Sozialgericht Itzehoe erhoben.
Er hat im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, bereits im April seine TÃ¤tigkeit als
SelbststÃ¤ndiger begonnen zu haben. Es sei fÃ¼r die ErÃ¶ffnung der Kinder- und
Jugendhilfeeinrichtung unumgÃ¤nglich, dass zunÃ¤chst Arbeiten organisatorischer
Natur vorgenommen werden wÃ¼rden. Diese Arbeiten seien nicht nur
Voraussetzung fÃ¼r die tatsÃ¤chliche Inbetriebnahme der Einrichtung und der
Belegung der Einrichtung mit Jugendlichen, sondern stellten auch eine geldwerte
Arbeitsleistung des KlÃ¤gers dar. Es dÃ¼rfe bei der Frage, ab wann die
Voraussetzung fÃ¼r die Bewilligung eines GrÃ¼ndungszuschusses vorliegen
wÃ¼rde, nicht alleine und ausschlieÃ�lich auf den Zeitpunkt abgestellt werden, in
dem die Einrichtung zum ersten Mal von Jugendlichen bzw. Kindern bezogen werde.
Vielmehr seien auch bereits die entsprechenden Arbeitsleistungen im Vorfeld,
welche organisatorische und vorbereitende Natur hÃ¤tten, zuschussfÃ¤hig.
Dementsprechend hÃ¤tte der KlÃ¤ger bei der Antragstellung keine falschen
Angaben gemacht. Der KlÃ¤ger hat anforderungsgemÃ¤Ã� diverse Schreiben und
Belege vorgelegt, u. a. Schreiben betreffend den Brandschutz, Antrag auf Erteilung
einer Betriebserlaubnis an das Sozialministerium, Meldungen betreffend die
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Personaleinstellungen und den Mietvertrag. Auch kÃ¶nne dem KlÃ¤ger keine grobe
FahrlÃ¤ssigkeit vorgeworfen werden. Er habe davon ausgehen kÃ¶nnen, dass die
Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses zu Recht erfolgt sei.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 1. November 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21. Dezember 2012 aufzuheben.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat die Beklagte auf die angefochtenen Bescheide verwiesen und
ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, die frÃ¼hesten Handlungen, die im Zusammenhang mit
der beabsichtigten ErÃ¶ffnung der Einrichtung stÃ¼nden, seien der Mietvertrag
vom 6. Mai 2012 fÃ¼r die Zeit ab 1. Juni 2012 und die am 8. Mai 2012 erfolgte
BrandschutzprÃ¼fung.

Nach DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung am 21. MÃ¤rz 2017 hat das
Sozialgericht der Klage mit Urteil vom gleichen Tag stattgegeben. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt: Die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme
der Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses nach Â§ 45 SGB X lÃ¤gen nicht vor.
Einzig im Streit und problematisch sei vorliegend die SelbststÃ¤ndigkeit des
KlÃ¤gers als Erzieher/Einrichtungsleiter ab 1. April 2012 bis 30. September 2012.
Die "Aufnahme" der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit liege vor, wenn erstmals eine auf
berufsmÃ¤Ã�igen Erwerb gerichtete und der Gewinnerzielung dienende Handlung
mit AuÃ�enwirkung vorgenommen werde. Eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit kÃ¶nne
allerdings schon durch Vorbereitungshandlungen aufgenommen werden, soweit
diese im GeschÃ¤ftsverkehr AuÃ�enwirkung entfalten und nach dem zugrunde
liegenden Gesamtkonzept ernsthaft und unmittelbar auf die spÃ¤tere
GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit ausgerichtet seien. Der KlÃ¤ger habe bereits ab dem 1. April
2012 derartige Vorbereitungshandlungen vorgenommen. Er habe im
streitbefangenen Zeitraum umfangreiche Renovierungsarbeiten vorgenommen und
die benÃ¶tigten Materialien gekauft. Bereits im Januar 2013 [gemeint wohl 2012]
habe er ein Darlehen Ã¼ber 60.000 EUR fÃ¼r die ExistenzgrÃ¼ndung einer Kinder-
und Jugendhilfeeinrichtung aufgenommen, mit deren Tilgung/Zinszahlung er
monatlich ab April 2013 begonnen habe. Weiterhin habe er am 6. Mai 2012 den
Mietvertrag abgeschlossen und am 8. Mai 2012 die BrandschutzprÃ¼fung
durchgefÃ¼hrt. Weiterhin habe er eine Betriebserlaubnis beantragt, die ihm mit
Schreiben vom 29. August 2012 nach PrÃ¼fung und Abnahme des Hauses erteilt
worden sei. Diese TÃ¤tigkeiten stellten Handlungen mit AuÃ�enwirkung im
GeschÃ¤ftsverkehr dar. Die Vorbereitungshandlungen seien zielgerichtet und
unmittelbar dazu bestimmt gewesen, den Betrieb der Einrichtung aufzunehmen und
den Lebensunterhalt dadurch zu bestreiten. Das Gericht habe auch keine Zweifel
daran, dass der KlÃ¤ger im streitbefangenen Zeitraum 40 Wochenstunden damit
beschÃ¤ftigt gewesen sei, den Betrieb der Einrichtung soweit vorzubereiten, dass
die Betriebserlaubnis Ende August 2012 habe erteilt und im Dezember 2012 das

                             4 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html


 

erste Kind in der Einrichtung habe aufgenommen werden kÃ¶nnen. Der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bewilligungsbescheides stehe auch nicht entgegen, dass die
Beklagte aus der mÃ¼ndlichen Mitteilung des KlÃ¤gers vom 5. April 2012 und
seinem Schreiben vom 18. April 2012 gegebenenfalls geschlossen habe, dass die
Einrichtung derart erÃ¶ffnet sei, dass bereits Kinder und Jugendliche aufgenommen
worden seien.

Gegen dieses der Beklagten am 7. April 2017 zugestellte Urteil richtet sich deren
am 19. April 2017 beim Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht eingegangene
Berufung. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie im Wesentlichen aus: Nach den Angaben
des KlÃ¤gers im Termin betreffend die umfangreichen RenovierungstÃ¤tigkeiten im
Februar und MÃ¤rz 2012 sei davon auszugehen, dass er selbststÃ¤ndig
hauptberuflich nicht erst im April , sondern schon im Februar 2012 tÃ¤tig gewesen
sei, weshalb schon im Zeitpunkt der Antragstellung keine Arbeitslosigkeit mehr
bestanden habe. Die TÃ¤tigkeit im Umfang von mindestens 15 Stunden
wÃ¶chentlich habe der KlÃ¤ger nicht angezeigt, was zum Wegfall des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld fÃ¼hre. Wegen der fehlenden unmittelbaren Ausrichtung auf die
spÃ¤tere GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit kÃ¶nnten die im Vorfeld durchgefÃ¼hrten
TÃ¤tigkeiten im Sinne der Rechtsprechung nicht anerkannt werden. In dem Antrag
des KlÃ¤gers und der von ihm vorgelegten fachkundigen Stellungnahme sei es nur
um eine TÃ¤tigkeit als Erzieher/Einrichtungsleiter gegangen. Diese habe er aber
erst im September 2012 aufnehmen kÃ¶nnen nach Erteilung der Zusage vom
Ministerium.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 21.MÃ¤rz 2017 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger stÃ¼tzt das erstinstanzliche Urteil. Im Rahmen der Befragung in erster
Instanz habe er wahrheitsgemÃ¤Ã� die von ihm vorgenommenen TÃ¤tigkeiten mit
AuÃ�enwirkung geschildert. Die Festsetzung des Beginns der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit auf einen Tag sei nicht mÃ¶glich. Im Ã�brigen seien die AusfÃ¼hrungen
der Beklagten zur Unmittelbarkeit nicht nachvollziehbar. Auch seien seine
Leistungen nicht auf die BautÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkt gewesen.

Mit Bescheid vom 17.September 2012 in der Fassung des Widerspruchsbescheids
vom 22. Oktober 2012 hat die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers, ihm den
GrÃ¼ndungszuschuss fÃ¼r weitere neun Monate zu bewilligen, abgelehnt. Die
hiergegen erhobene Klage (S 34 AL 248/12), hat der KlÃ¤ger nach einem Hinweis
des Gerichts zurÃ¼ckgenommen.

Im Ã�brigen wird wegen der weiteren Einzelheiten zum Sachverhalt sowie dem
Vorbringen der Beteiligten auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
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Gerichtsakten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§Â§ 143,144 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige, insbesondere form-und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung
der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Die vom KlÃ¤ger erhobene Anfechtungsklage (Â§ 54
Abs. 1 und 2 SGG) ist unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat weder am 1. April 2012 noch zeitnah hierzu eine hauptberufliche,
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufgenommen. Vor diesem Hintergrund ist der
Bewilligungsbescheid vom 9. Mai 2012 im Sinne von Â§ 45 SGB X rechtswidrig mit
der Folge, dass die Voraussetzungen einer RÃ¼cknahme gegeben sind, wobei dem
KlÃ¤ger kein Vertrauensschutz zusteht. Auch die zugleich mit der Aufhebung
erfolgte Entscheidung, die zu Unrecht gezahlten Leistungen zu erstatten (Â§ 50 Abs.
1 SGB X) ist rechtsfehlerfrei.

GemÃ¤Ã� Â§ 93 Abs. 1 SGB III in der ab 1. April 2012 geltenden und hier
einschlÃ¤gigen Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I. Seite 2854)
kÃ¶nnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer
selbstÃ¤ndigen, hauptberuflichen TÃ¤tigkeit die Arbeitslosigkeit beenden, zur
Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der
ExistenzgrÃ¼ndung einen GrÃ¼ndungszuschuss erhalten. Der
GrÃ¼ndungszuschuss kann nach Â§ 93 Abs. 2 Satz 1 SGB III geleistet werden, wenn
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. bis zur Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld hat, dessen Dauer bei Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
noch mindestens 150 Tage betrÃ¤gt und nicht allein auf Â§ 147 Abs. 3 beruht, 2.
der Agentur fÃ¼r Arbeit die TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung nachweist und
3. ihre oder seine Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zur AusÃ¼bung der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit darlegt.

Zum Nachweis der TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung ist die Stellungnahme
einer fachkundigen Stelle vorzulegen (Â§ 93 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz SGB III).
Fachkundige Stellen sind insbesondere die Industrie-und Handelskammern,
Handwerkskammern, berufsstÃ¤ndige Kammern, FachverbÃ¤nde und
Kreditinstitute (vgl. Â§ 93 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz SGB III). Mit Wirkung zum
1. April 2012 ist Â§ 93 SGB III an die Stelle des Â§ 57 SGB III in der ab 28. Dezember
2011 geltenden Fassung getreten, woraus sich, da beide Vorschriften wortgleich
sind, keine inhaltlichen Ã�nderungen ergeben haben. Nach der Fassung des Â§ 57
SGB III in der bis zum 27.Dezember 2011 geltenden Fassung war der
GrÃ¼ndungszuschuss als Pflichtleistung gewÃ¤hrt worden, allerdings nur fÃ¼r die
erste FÃ¶rderphase von (damals) neun Monaten (vergleiche Â§ 58 als SGB III a. F.).
Diese Vorschrift kommt hier â�� auch nach Ã�bergangsrecht, vergleiche Â§ 422
SGB III â�� nicht zur Anwendung, weil der KlÃ¤ger seine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
unstreitig erst im Jahre 2012 aufgenommen hat.
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Der KlÃ¤ger hat am 1. April 2012 im Sinne des Â§ 93 Abs. 2 Satz 1 SGB III die
Arbeitslosigkeit nicht durch Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit oder
entsprechende Vorbereitungshandlungen beendet. Der KlÃ¤ger hatte im laufenden
Leistungsbezug von Alg zuletzt am 1. April 2012 einen Anspruch auf Alg von 150
Tagen. Bereits bei einem Beginn der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit am 2. April 2012
wÃ¤re diese Voraussetzung nicht mehr erfÃ¼llt gewesen.

Entgegen den AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts ist jedoch nicht bereits am 1. April
2012 die Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 93 SGB III
erfolgt. Die "Aufnahme" der SelbstÃ¤ndigkeit liegt vor, wenn erstmals eine
unmittelbar auf berufsmÃ¤Ã�igen Erwerb gerichtete und der Gewinnerzielung
dienende Handlung mit AuÃ�enwirkung vorgenommen wird. FÃ¼r ausschlieÃ�lich
der Vorbereitung dienende TÃ¤tigkeiten kann ein GrÃ¼ndungszuschuss nicht
gewÃ¤hrt werden (vgl. Mutschler/Schmidt-De Caluwe/Coseriu, SGB III, 6. Aufl. Â§ 93
Rn. 33). Unzweifelhaft hat der KlÃ¤ger den eigentlichen GeschÃ¤ftsbetrieb mit
Erteilung der Betriebserlaubnis durch das Sozialministerium Ende August 2012
aufgenommen. Dass das erste Kind erst im Dezember 2012 in die Einrichtung
aufgenommen werden konnte, ist fÃ¼r die fÃ¼r die Frage der Aufnahme der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht entscheidend.

GrundsÃ¤tzlich ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit erst dann aufgenommen, wenn
der GrÃ¼nder unmittelbar auf berufsmÃ¤Ã�igen Erwerb gerichtete und der
Gewinnerzielung dienende Handlungen mit Auswirkungen vorgenommen hat (vgl.
stÃ¤ndige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) z. B. Urteil vom 1. Juni
2006 â�� B 7a AL 34/05 R â��, Rn. 11, zuletzt Urteil vom 9. Juni 2017 â�� B 11 AL
13/16 R â�� Rn. 26f, diese sowie alle weiteren Entscheidungen zitiert nach juris).
Hierauf bezogene Vorbereitungshandlungen sind dann als Aufnahme einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit anzusehen, soweit sie im GeschÃ¤ftsverkehr
AuÃ�enwirkung entfalten und nach dem zugrunde liegenden Gesamtkonzept
ernsthaft und unmittelbar auf die spÃ¤tere GeschÃ¤ftstÃ¤tigkeit ausgerichtet sind
(vgl. BSG, Urteil vom 5. Mai 2010 â�� B 11 AL 28/09 R -). Vorbereitungshandlungen
kÃ¶nnen allerdings nur dann bereits als Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
gewertet werden, wenn sie zielgerichtet und unmittelbar dazu bestimmt sind,
hieraus den Lebensunterhalt bestreiten zu kÃ¶nnen (vgl. Kuhnke in jurisPK SGB III,
2. Aufl. 2019, Â§ 93 SGB III Rn. 26). Anhaltspunkte fÃ¼r die Aufnahme einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit kÃ¶nnen die Anmietung von Gewerbe-oder
GeschÃ¤ftsrÃ¤umen und deren Ausstattung (Telefon, Fax, Internetauftritt),
Bestellung von Waren oder Produktionsmitteln, AuÃ�enwerbung, Buchhaltung,
Einrichtung von GeschÃ¤ftskonten, Kundenwerbung sein. Derartige Gesichtspunkte
kÃ¶nnen aber nicht losgelÃ¶st vom Businessplan und von der konkreten Umsetzung
der Planung bis zur tatsÃ¤chlichen Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
gesehen werden, um eine Zuordnung zu Vorbereitungshandlungen von der
tatsÃ¤chlichen Aufnahmen der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit abzugrenzen. Die
Grenzen hierzu sind flieÃ�end, jedenfalls muss die Ã�berzeugung gefunden werden,
dass die Handlungen des ExistenzgrÃ¼nders die eingangs erwÃ¤hnten
Voraussetzungen erfÃ¼llen (vgl. zum Ganzen Kuhnke aaO Rn. 26 m.w.N.).

In Anwendung dieser MaÃ�stÃ¤be lÃ¤sst sich nicht feststellen, dass der KlÃ¤ger
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eine hauptberufliche, selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zum 1. April 2012 als
Erzieher/Einrichtungs-leiter aufgenommen hat, auch nicht durch die Entfaltung von
Vorbereitungshandlungen. Laut Antragstellung plante der KlÃ¤ger, im April 2012
eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufzunehmen. Nach den Angaben des KlÃ¤gers im
Verwaltungsverfahren und seinen AusfÃ¼hrungen im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung in erster Instanz hat er im Februar und MÃ¤rz 2012 umfangreiche
Renovierungsarbeiten vorgenommen und die dafÃ¼r benÃ¶tigten Materialien
eingekauft. Des Weiteren hat er fÃ¼r die ExistenzgrÃ¼ndung auch ein Darlehen
Ã¼ber 60.000 EUR aufgenommen, wie sich aus dem BestÃ¤tigungsschreiben der
Sparkasse vom 22. MÃ¤rz 2012 ergibt. Die intensiven Verhandlungen wurden nach
seinen Angaben im Januar 2012 gefÃ¼hrt. Wann der Darlehensvertrag konkret
geschlossen wurde, ist nicht erkennbar, denn in dem Schreiben heiÃ�t es lediglich,
dass "wir Ihnen fÃ¼r das genannte Vorhaben Darlehensmittel in HÃ¶he von
60.000,00 EUR zur VerfÃ¼gung stellen." Nach dem ebenfalls vorliegenden
Kontoauszug hat der KlÃ¤ger zunÃ¤chst Bereithaltungszinsen zwischen April und
September 2012 gezahlt, die Darlehenssumme selbst kam erst am 4. Oktober 2012
zur Auszahlung. Am 6. Mai 2012 ist der Mietvertrag abgeschlossen worden und am
8. Mai 2012 ist dann die abschlieÃ�ende BrandschutzprÃ¼fung durchgefÃ¼hrt
worden. Erst am 5. Juni 2012 hat der KlÃ¤ger die Betriebserlaubnis beantragt, die
ihm mit Schreiben des Ministeriums vom 29. August 2012 nach PrÃ¼fung und
Abnahme des Hauses erteilt worden ist. Der in erster Instanz vorgelegte
Kaufvertrag Ã¼ber AusstattungsgegenstÃ¤nde/MÃ¶Â¬blierung der Einrichtung
datiert vom 23. Juni 2012. Der Leasingvertrag fÃ¼r die Software datiert vom 15.
Oktober 2012. Die PersonalanstellungsvertrÃ¤ge datieren vom September bzw.
Oktober 2012 fÃ¼r Einstellungen frÃ¼hestens ab dem 1. September 2012.

Es mag zwar sein, dass der KlÃ¤ger durch diese TÃ¤tigkeiten Teilschritte zum
Einstieg in die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vorgenommen hat. Allerdings hat das BSG
in seiner Entscheidung vom 1. Juni 2006 (a.a.O.) ausdrÃ¼cklich darauf abgestellt,
dass eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit erst dann aufgenommen wird, wenn erstmals
eine unmittelbar auf den berufsmÃ¤Ã�igen Erwerb gerichtete und der
Gewinnerzielung dienende Handlung mit AuÃ�enwirkung vorliegt. Eine solche
unmittelbar auf berufsmÃ¤Ã�igen Erwerb gerichtete und der Gewinnerzielung
dienende Handlung mit Auswirkung kann in den von dem KlÃ¤ger beschriebenen
TÃ¤tigkeiten jedoch nicht gesehen werden. Dies gilt zum einen fÃ¼r Verhandlungen
mit den Banken. Selbst bei Unterstellung zeitlich intensiver Verhandlungen zur
Erlangung eines Kredits stellen diese keine Vorbereitungshandlungen im Sinne der
Rechtsprechung dar. Denn sie sind, da sie nicht integraler Bestandteil der
angestrebten selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Erzieher/ Einrichtungsleiter sind, nur
mittelbar auf die der Gewinnerzielung dienende Handlung gerichtet. Dies gilt
ebenso und besonders fÃ¼r die vom KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrten
RenovierungstÃ¤tigkeiten in Form der BautÃ¤tigkeiten, sei es, dass der KlÃ¤ger
diese selbst durchgefÃ¼hrt hat, sei es, dass er bei einer Beauftragung durch
Fachfirmen diese Ã¼berwacht hat. UnabhÃ¤ngig von der fehlenden Unmittelbarkeit
ist bezÃ¼glich der BautÃ¤tigkeiten weiter darauf hinzuweisen, dass diese vom
Umfang her dem Umfang der angegebenen selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zwar
entspreche, aber in einem Zeitraum vor dem im Antragsformular angegebenen
Datum der Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit durchgefÃ¼hrt wurden. Der

                             8 / 10



 

Mietvertrag, der es dem KlÃ¤ger Ã¼berhaupt erst ermÃ¶glichte, in dem GebÃ¤ude
eine Einrichtung zu betreiben, stammt von Anfang Mai 2012. Dass er in Absprache
mit dem Vermieter bereits vorher Renovierungsarbeiten durchfÃ¼hren durfte, ist
insoweit nicht relevant. Andere in zeitlicher NÃ¤he zum 1. April durchgefÃ¼hrte
TÃ¤tigkeiten, die Vorbereitungshandlungen im oben beschriebenen Sinn darstellen
und 40 Wochenstunden in Anspruch nahmen, sind nicht vorhanden.

Darauf, dass der KlÃ¤ger mit der Renovierung des GebÃ¤udes bereits im Februar
und auch im MÃ¤rz in einem zeitlichen Umfang tÃ¤tig war, der den Bezug von Alg
bereits zu diesem Zeitpunkt mÃ¶glicherweise ausgeschlossen hat, kommt es im
vorliegenden Verfahren nicht entscheidungserheblich an. Gleiches gilt fÃ¼r die
Frage der subjektiven VerfÃ¼gbarkeit als notwendige Anspruchsgrundlage fÃ¼r
einen Anspruch auf Alg bis zum 30. August 2010. Ob der Alg-Bewilligungsbescheid
zwischenzeitlich von Seiten der Beklagten aufgehoben wurde, ist nicht bekannt.
Entscheidungserheblich ist vielmehr, dass der KlÃ¤ger â�� entgegen seinen
Angaben im Antragsvordruck und in seinem Schreiben vom 18. April 2012 â�� am
1. April 2012 eine selbstÃ¤ndige hauptberufliche TÃ¤tigkeit als
Erzieher/EinrichtungsÂ¬leiter mit einem zeitlichen Umfang von 40 Wochenstunden,
auch nicht in zeitlicher NÃ¤he, nicht aufgenommen hat und auch nicht hÃ¤tte
aufnehmen dÃ¼rfen. Denn die Beantragung der behÃ¶rdlichen Betriebserlaubnis
durch das Sozialministerium erfolgte erst am 5. Juni 2012, also ein Vierteljahr nach
dem angegebenen Beginndatum. Sind aber am 1. April 2012 weder die
Vorbereitungshandlungen abgeschlossen noch in zeitlicher NÃ¤he eine Aufnahme
der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit erfolgt, war der Bewilligungsbescheid vom 9. Mai
2012 von Anfang an rechtswidrig.

Die Aufhebung der Leistungsbewilligung konnte auch fÃ¼r die Vergangenheit
erfolgen, denn der KlÃ¤ger kann sich nicht auf Vertrauensschutz gemÃ¤Ã� Â§ 45
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 SGB X berufen. Er kannte die Rechtswidrigkeit der
Leistungsbewilligung bzw. kannte diese zumindest nur infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X). Die Notwendigkeit der
Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als Anspruchsvoraussetzung ergab sich
fÃ¼r den KlÃ¤ger erkennbar aus dem ihm nachweislich ausgehÃ¤ndigten Merkblatt
drei fÃ¼r Arbeitslose, dessen Kenntnisnahme er unterschriftlich bestÃ¤tigt hat, und
den Hinweisen zur FÃ¶rderung. Bei Zweifeln darÃ¼ber, ob die von ihm getÃ¤tigten
Handlungen den Anforderungen an die Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
erfÃ¼llen, hÃ¤tte er sich beraten lassen mÃ¼ssen. Im Merkblatt und im Bescheid
vom 9. Mai 2012 selbst steht unmissverstÃ¤ndlich, dass der GrÃ¼ndungszuschuss
fÃ¼r die Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit am 1. April 2012 gewÃ¤hrt
wird. Damit war dem KlÃ¤ger auch unter BerÃ¼cksichtigung seiner persÃ¶nlichen
Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit bewusst, dass ein Anspruch auf
GrÃ¼ndungszuschuss nur besteht, wenn eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit tatsÃ¤chlich
zu dem im Bescheid angenommenen Zeitpunkt aufgenommen bzw. ausgeÃ¼bt
wird. Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund der gemachten Angaben im
Businessplan.

DarÃ¼ber hinaus hat der KlÃ¤ger seine Mitteilungspflicht grob fahrlÃ¤ssig verletzt
gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X. GemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
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Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) war er verpflichtet, Ã�nderungen in den
VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die Bewilligung des GrÃ¼ndungszuschusses erheblich
sind, unverzÃ¼glich mitzuteilen. Der KlÃ¤ger wÃ¤re daher verpflichtet gewesen,
noch vor Erlass des Bewilligungsbescheids am 9. Mai 2012 mitzuteilen, dass eine
TÃ¤tigkeitsaufnahme in dem von ihm beschriebenen Sinne zum 1. April 2012
unrichtig geworden ist. Die Notwendigkeit der Aufnahme der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit als Anspruchsvoraussetzung ergab sich fÃ¼r den KlÃ¤ger erkennbar aus
den Hinweisen zur FÃ¶rderung. Die nicht erfolgte Aufnahme der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit am 1. April 2012 in der geplanten Einrichtung hÃ¤tte der KlÃ¤ger der
Beklagten mitteilen mÃ¼ssen. Das Unterlassen der Mitteilung Ã¼ber die
Verschiebung der Inbetriebnahme der Einrichtung stellt insoweit zumindest eine
grob fahrlÃ¤ssige Verletzung der ihm obliegenden Mitteilungspflicht dar. Die
Beklagte hat den KlÃ¤ger ordnungsgemÃ¤Ã� zu einer grob fahrlÃ¤ssigen Verletzung
der Mitteilungspflicht angehÃ¶rt (vergleiche zu den Anforderungen BSG, Urteil vom
26. Juli 2016 â�� B 4 AS 47/15 R â��).

Die Voraussetzungen fÃ¼r die RÃ¼cknahme nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 bzw. Nr.
3 SGB X lagen mithin vor.

Die Erstattungsforderung in HÃ¶he von 7108,50 EUR ist von Seiten der Beklagten
zutreffend ermittelt worden; hiergegen hat der KlÃ¤ger auch keine EinwÃ¤nde
vorgebracht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und orientiert sich am Ausgang des
Verfahrens.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Revisionszulassung nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 21.10.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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